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89. Verordnung der Landesregierung vom 29. September 1998 über die
bautechnischen Erfordernisse für bauliche Anlagen (Technische
Bauvorschriften 1998)

Auf Grund des § 18 Abs. 1 der Tiroler Bau-
ordnung 1998, LGBl. Nr. 15, wird verordnet:

1. A b s c h n i t t
Allgemeines

§ 1
Allgemeine bautechnische 

Erfordernisse
(1) Bauliche Anlagen müssen in allen ihren

Teilen entsprechend dem Stand der Technik ge-
plant und ausgeführt werden. Insbesondere
müssen sie den für bauliche Anlagen der je-
weiligen Art notwendigen Erfordernissen der
mechanischen Festigkeit und Standsicherheit,
des Brandschutzes, der Hygiene, der Gesund-
heit und des Umweltschutzes, der Nutzungssi-
cherheit, des Schallschutzes, der Energieein-
sparung und des Wärmeschutzes entsprechen.

(2) Stand der Technik ist der auf den ein-
schlägigen wissenschaftlichen Erkenntnissen
beruhende Entwicklungsstand fortschrittlicher
Verfahren, Einrichtungen oder Betriebsweisen,
deren Funktionstüchtigkeit erprobt und erwie-
sen ist. Bei der Bestimmung des Standes der
Technik sind insbesondere vergleichbare Ver-
fahren, Einrichtungen oder Betriebsweisen her-
anzuziehen.

(3) Die Anwendung neuer wissenschaftli-
cher Erkenntnisse und Technologien ist zuläs-
sig, wenn sichergestellt ist, dass den nach dem
Stand der Technik notwendigen Erfordernissen

für bauliche Anlagen der betreffenden Art ent-
sprochen wird.

(4) Bauliche Anlagen sind so zu gestalten,
dass sie möglichst ohne Erschwernisse ihrem
Verwendungszweck entsprechend benützt wer-
den können. Soweit der jeweilige Verwen-
dungszweck dies erfordert, ist dabei insbeson-
dere auch auf die Bedürfnisse von Kindern so-
wie von älteren und behinderten Menschen Be-
dacht zu nehmen.

(5) Das Äußere von baulichen Anlagen ist
weiters so zu gestalten, dass im Hinblick auf de-
ren Einbindung in die Umgebung das Orts-,
Straßen- und Landschaftsbild nicht erheblich
beeinträchtigt wird.

2. A b s c h n i t t
Erfordernisse der Hygiene, 

der Gesundheit und des Umweltschutzes
sowie der Nutzungssicherheit

§ 2
Allgemeine Erfordernisse

(1) Aufenthaltsräume sind ausreichend natür-
lich zu belichten und zu belüften. In Wohnan-
lagen hat die Fläche der Belichtungsöffnungen
(Rohbaumaß) in Aufenthaltsräumen mindes-
tens 1/10 der Fußbodenfläche, wenn jedoch die
Tiefe eines Aufenthaltsraumes mehr als 5 m be-
trägt, mindestens 1/8 der Fußbodenfläche zu be-
tragen.
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(2) Sonstige Gebäudeteile, wie Garagen,
Keller, Dachböden, Bäder, Aborte, Abstellräu-
me und dergleichen, sind entsprechend ihrem
Verwendungszweck ausreichend natürlich zu
belichten und zu belüften. Ist dies auf Grund der
Konstruktion oder der Lage des betreffenden
Gebäudeteiles nicht oder nur unzureichend
möglich, so ist für eine ausreichende künstliche
Belichtung bzw. Belüftung zu sorgen.

(3) Die lichte Höhe von Aufenthaltsräumen
hat mindestens 2,50 m zu betragen. Die lichte
Höhe von Aufenthaltsräumen in Dachgeschos-
sen hat zumindest über der Hälfte ihrer Fußbo-
denfläche mindestens 2,30 m, im übrigen min-
destens 1,50 m zu betragen. Diese Maße dürfen
bei Zu- und Umbauten und bei sonstigen Än-
derungen von Gebäuden bis auf die lichten
Höhen der bestehenden Räume unterschritten
werden, wenn dies aus technischen Gründen
notwendig ist. Weiters dürfen diese Maße bei
Erhaltungs- und Instandsetzungsmaßnahmen
sowie bei der Beseitigung von Baumängeln und
Baugebrechen unterschritten werden, wenn
diese Maßnahmen sonst nicht oder nur mit
einem wirtschaftlich nicht vertretbaren Auf-
wand durchgeführt werden könnten.

(4) Der Fußboden des größten Aufenthalts-
raumes von Wohnungen muss über dem an-
schließenden Gelände liegen. Von diesem Er-
fordernis kann abgesehen werden, wenn der
Fußboden dieses Raumes mindestens an einer
Fensterseite nicht tiefer als 0,60 m unter dem
anschließenden Gelände liegt. Ist diese Seite
einem Hang oder einer Stützmauer zugekehrt,
so muss der Hang- bzw. Mauerfuß mindestens
2 m von der Außenwand entfernt sein.

(5) Liegt ein Gebäude an der Straßenfluchtli-
nie und sind im Erdgeschoss Fenster von Auf-
enthaltsräumen gegen die Verkehrsfläche gerich-
tet, so muss der Fußboden dieser Räume mindes-
tens 0,60 m über der Verkehrsfläche liegen.

(6) Aufenthaltsräume müssen beheizbar sein.
(7) Wohnungen müssen mit einem Trink-

wasserauslass und mit einer Kochstelle, die aus-
reichend be- und entlüftet werden kann, sowie
mit einem Bad oder einer Dusche und einem
Abort ausgestattet sein. Werden Bad und Abort
in verschiedenen Räumen untergebracht, so
dürfen in der gemeinsamen Zwischenwand kei-
ne stockwerksübergreifenden Versorgungs-
und Entsorgungsleitungen, die eine spätere Zu-
sammenlegung der Räume verhindern würden,
installiert werden. Dies gilt nicht, wenn beide
Räume barrierefrei ausgestaltet sind.

(8) Bei Mehrzimmerwohnungen muss die
Nutzfläche eines Wohnraumes mindestens

16 m², bei Einzimmerwohnungen mindestens
18 m² betragen.

(9) Die Abs. 3 bis 8 gelten nicht für die auf
Sonderflächen nach § 47 des Tiroler Raumord-
nungsgesetzes 1997, LGBl. Nr. 10, in der je-
weils geltenden Fassung zulässigen Gebäude
sowie für Schutz-, Jagd- und Fischereihütten
und dergleichen. Die Abs. 3, 4, 5, 7 und 8 gel-
ten weiters nicht für Wohngebäude mit höchs-
tens fünf Wohnungen, sofern diese nicht Teil
einer Wohnanlage sind.

§ 3
Aufzüge

(1) Die Planunterlagen (§ 23 der Tiroler Bau-
ordnung 1998) für Gebäude, die neben dem
Erdgeschoss drei Obergeschosse mit Aufent-
haltsräumen aufweisen, müssen außerhalb der
Mindestabstände nach § 6 Abs. 1 der Tiroler
Bauordnung 1998 eine frei bleibende Fläche für
den späteren Einbau eines Personenaufzuges
vorsehen, der alle Geschosse miteinander ver-
bindet. Gebäude, die mehr als das Erdgeschoss
und drei Obergeschosse aufweisen, müssen mit
mindestens einem Personenaufzug ausgestattet
sein, der alle Geschosse miteinander verbindet.
Der erste Satz gilt nicht für Gebäude, bei denen
die Geschosse nicht gänzlich über dem an-
schließenden Gelände liegen und sich der Ein-
gang gemäß § 25 Abs. 3 nicht im Erdgeschoss
befindet. 

(2) Aufzugsschächte dürfen außer in Wohn-
gebäuden mit höchstens fünf Wohnungen, die
nicht Teil einer Wohnanlage sind, nicht unmit-
telbar an Aufenthaltsräume angrenzen.

(3) Die Verpflichtung nach Abs. 1 entfällt bei
Zu- und Umbauten, bei sonstigen Änderungen
von Gebäuden, beim Ausbau von Dachge-
schossen und weiters im Falle, dass im Zuge der
Änderung des Verwendungszweckes von Ge-
bäuden Aufenthaltsräume neu geschaffen wer-
den.

§ 4
Abwasserbeseitigung

(1) Bauliche Anlagen müssen mit Einrich-
tungen zur technisch und hygienisch einwand-
freien Sammlung und Ableitung der anfallen-
den Schmutz- und Niederschlagswässer ausge-
stattet sein.

(2) Abwasserbeseitigungsanlagen müssen
leicht zugänglich und mit Ausnahme von Sicker-
anlagen flüssigkeitsdicht sein. Sie müssen wei-
ters tragfähig und dicht abgedeckt werden.

(3) Niederschlagswässer müssen, sofern de-
ren Beseitigung nicht anderweitig tatsächlich
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und rechtlich sichergestellt ist, am Bauplatz zur
Versickerung gebracht werden.

§ 5
Sammlung von Abfällen

Gebäude müssen mit Einrichtungen zur tech-
nisch und hygienisch einwandfreien Sammlung
des anfallenden Abfalles ausgestattet sein.

§ 6 
Aborte

(1) Gebäude mit Aufenthaltsräumen sowie
sonstige bauliche Anlagen, die zur Ansamm-
lung einer größeren Anzahl von Menschen be-
stimmt sind, müssen mit Abortanlagen ausge-
stattet sein, die im Hinblick auf die Größe und
den Verwendungszweck des Gebäudes bzw. der
baulichen Anlage den Erfordernissen der Ge-
sundheit und der Hygiene entsprechen.

(2) Abortanlagen, die für eine größere An-
zahl von Menschen bestimmt sind, müssen mit
Aborten, die nach Geschlechtern getrennt sind,
ausgestattet sein. Diese müssen über jeweils
einen eigenen Vorraum zugänglich sein, der mit
ausreichenden Waschgelegenheiten ausgestat-
tet ist. Die Aborte für Männer müssen außer mit
den Sitzstellen auch mit einer ausreichenden
Anzahl an Pissanlagen ausgestattet sein. Die
Trennwände zwischen den nach Geschlechtern
getrennten Aborten müssen geschlossen bis zur
Decke reichen.

(3) Die Breite dieser Abortzellen mit Sitz-
stellen muss mindestens 0,90 m betragen. Ihre
Länge muss bei nach außen aufgehenden Türen
mindestens 1,20 m und bei nach innen aufge-
henden Türen mindestens 1,50 m betragen.

§ 7
Elektrische Anlagen

(1) Bauliche Anlagen mit elektrotechnischen
Einrichtungen müssen mit Fundamenterdern
ausgestattet sein.

(2) In Gebäuden, die Wohnungen enthalten,
dürfen Umspannstationen nur eingerichtet wer-
den, wenn insbesondere durch die Lage und die
Ausführung der betreffenden Räume sowie der
dazugehörigen Be- und Entlüftungskanäle si-
chergestellt ist, dass den Erfordernissen des
Brandschutzes entsprochen wird und eine un-
zumutbare Belästigung der Bewohner durch
Lärm und Abwärme vermieden wird. 

§ 8
Dächer

Auf den Dächern sind erforderlichenfalls ge-
eignete Vorrichtungen anzubringen, die das Ab-

rutschen von Schnee und Eis auf Verkehrs-
flächen und Hauszugänge verhindern. Diese
Verpflichtung besteht nicht bei auf Sonder-
flächen nach § 47 des Tiroler Raumordnungs-
gesetzes 1997 zulässigen Gebäuden sowie für
Schutz-, Jagd- und Fischereihütten und der-
gleichen.

§ 9
Geländer, Brüstungen

(1) Alle dem Zutritt offenstehenden, ab-
sturzgefährdeten Stellen im Inneren und an den
Außenseiten bzw. -wänden von baulichen An-
lagen sind mit einem standsicheren, genügend
dichten und festen Geländer zu sichern. Bei Ge-
bäuden müssen die Geländer von Stiegenhäu-
sern, Loggien, Balkonen, Fenstertüren, Terras-
sen und dergleichen überdies so beschaffen
sein, dass Kleinkinder nicht durchschlüpfen
oder leicht hochklettern können. An Stelle von
Geländern sind auch Brüstungen zulässig.

(2) Für die Füllung von Geländern dürfen nur
solche Bauprodukte verwendet werden, die im
Falle ihrer Beschädigung nicht gefahrbringend
zersplittern. Glaswände und Wände aus ähnli-
chen Bauprodukten an absturzgefährdeten Stel-
len im Inneren von baulichen Anlagen sind aus-
reichend zu sichern.

3. A b s c h n i t t
Erfordernisse des Brandschutzes

1. U n t e r a b s c h n i t t
Allgemeines

§ 10
Grundsätze; Erfordernisse 

im Hinblick auf Löscheinsätze
(1) Bauliche Anlagen müssen entsprechend

ihrer Größe, ihrer Lage und ihrem Verwen-
dungszweck so geplant und ausgeführt werden,
dass bei einem Brand

a) die Tragfähigkeit der baulichen Anlage zu-
mindest so lange erhalten bleibt und weiters
ausreichende Fluchtmöglichkeiten bestehen,
dass die Bewohner bzw. die Personen, die sich
in der baulichen Anlage aufhalten, diese noch
verlassen oder in einen vom Brand nicht be-
troffenen Teil derselben gelangen können,

b) die Ausbreitung von Feuer und Rauch in-
nerhalb der baulichen Anlage begrenzt wird, 

c) die Brandausbreitung auf benachbarte Ge-
bäude, sonstige bauliche Anlagen, Lagerplätze
und dergleichen begrenzt und erforderlichen-
falls verhindert wird,

d) eine Umweltgefährdung weitestgehend
ausgeschlossen ist.
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(2) Bauliche Anlagen sind auf dem Grund-
stück so anzuordnen, dass der wirksame Einsatz
von Feuerlösch- und Rettungsgeräten gewähr-
leistet ist. Ist auf Grund der Lage der betreffen-
den baulichen Anlage oder auf Grund des um-
gebenden Baubestandes eine unmittelbare Zu-
fahrt nicht möglich, so sind entsprechend den
dadurch bei der Brandbekämpfung bewirkten
Erschwernissen zusätzliche bauliche oder sons-
tige technische Schutzmaßnahmen zu treffen.
Als solche kommen eine höhere Brandwider-
standsdauer der tragenden Bauteile und der Um-
fassungsbauteile von Stiegenhäusern, der Ein-
bau von selbsttätigen Löschanlagen oder Brand-
meldeanlagen und dergleichen in Betracht.

(3) In baulichen Anlagen sind entsprechend
ihrem Verwendungszweck ausreichende und
geeignete Mittel der Ersten Löschhilfe (insbe-
sondere Handfeuerlöscher) und erforderlichen-
falls auch der Erweiterten Löschhilfe (insbe-
sondere Wandhydranten) vorzusehen.

§ 11
Sonstige allgemeine Erfordernisse

(1) Die Fläche von Brandabschnitten darf
ohne zusätzliche Brandschutzmaßnahmen, wie
den Einbau von selbsttätigen Brandmeldeanla-
gen oder Löschanlagen, von Brandrauchentlüf-
tungs- oder -absauganlagen und dergleichen,
höchstens 1.000 m² betragen. Räume und Be-
reiche, von denen auf Grund ihres Verwen-
dungszweckes eine erhöhte Brandgefahr aus-
geht, müssen als Unterbrandabschnitte ausge-
bildet werden.

(2) Tragende Bauteile und Umfassungsbau-
teile von Stiegenhäusern müssen bei mehrge-
schossigen Gebäuden mit bis zu zwei Geschos-
sen eine Brandwiderstandsdauer von mindes-
tens 30 Minuten, mit bis zu vier Geschossen 
eine Brandwiderstandsdauer von mindestens 
60 Minuten und bei Gebäuden mit einer größe-
ren Anzahl an Geschossen eine Brandwider-
standsdauer von mindestens 90 Minuten auf-
weisen. Dabei bleiben Kellergeschosse außer
Betracht.

(3) Fluchtwege, wie Gänge und Stiegenhäu-
ser, müssen im allgemeinen so dimensioniert
werden, dass der jeweilige Brandabschnitt
längstens innerhalb von fünf Minuten und das
Gebäude bzw. die sonstige bauliche Anlage
längstens innerhalb von weiteren zehn Minuten
verlassen werden kann. Unbeschadet dessen
haben die Durchgangslichten von Fluchtwegen
mindestens 1 m und bei Fluchtwegen für mehr
als 20 Personen mindestens 1,20 m zu betragen.
Dabei bleiben Einengungen durch Treppenauf-

züge, deren Transportfläche und Lehne im be-
triebslosen Zustand automatisch aufgeklappt
sind, unberücksichtigt. Gänge in Wohnungen
gelten nicht als Fluchtwege.

(4) Stiegenhäuser sind belüftbar auszufüh-
ren. Bei Gebäuden mit mehr als zwei Geschos-
sen müssen Stiegenhäuser von den abführen-
den Gängen durch Rauchschutztüren und von
anderen Räumen durch Brandschutztüren ab-
geschlossen werden.

(5) Türen müssen in Fluchtrichtung auf-
schlagend ausgeführt werden. Dies gilt nicht für
Zugangstüren zu Wohnungen sowie zu Räumen
oder Bereichen, die zum Aufenthalt von weni-
ger als zehn Personen bestimmt sind.

(6) Bodenbeläge, Wand- und Deckenverklei-
dungen, Ausstattungsstoffe, Dekorationen und
dergleichen im Bereich von Fluchtwegen müs-
sen zumindest schwerbrennbar, schwachqual-
mend und nichttropfend ausgeführt werden.

(7) Fluchtwege einschließlich der Ausgänge
und Notausgänge sind mit netzunabhängigen
Notleuchten auszustatten, deren Betrieb bei
Ausfall des allgemeinen Stromnetzes mindes-
tens 30 Minuten sichergestellt ist.

(8) Die Dachhaut von baulichen Anlagen
muss nichtbrennbar ausgeführt werden. Davon
abweichend ist eine zumindest normalbrenn-
bare Ausführung zulässig, wenn im Hinblick
auf die besonderen örtlichen Verhältnisse eine
Brandübertragung, insbesondere durch Flug-
feuer, nach feuerpolizeilichen Erfahrungen
nicht zu erwarten ist. 

(9) Konstruktionsteile, die sich erwärmen
können, wie Fänge, Abluftrohre, Auspufflei-
tungen von Notstromaggregaten und derglei-
chen, müssen gegenüber brennbaren Bauteilen,
wie insbesondere dem Dachstuhl, ausreichend
wärmegedämmt sein und einen Abstand von
mindestens 5 cm aufweisen.

(10) Die Abs. 1 bis 8 gelten nicht für Städel,
die landwirtschaftlichen Zwecken dienen, Bie-
nenhäuser, Jagd- und Fischereihütten, auf Son-
derflächen nach § 47 des Tiroler Raumord-
nungsgesetzes 1997 zulässige Bauten, die als
Tenne genutzten Teile landwirtschaftlicher
Wirtschaftsgebäude und dergleichen. Diese Be-
stimmungen gelten weiters nicht, soweit im
2. Unterabschnitt für bestimmte Arten von Ge-
bäuden anderweitige Regelungen getroffen
werden.

§ 12
Fänge

(1) Rauch- und Abgasfänge sind so auszu-
führen, dass eine Brandübertragung auf Räume
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oder andere Bauteile mindestens 90 Minuten
hindurch verhindert wird. Die Fänge müssen in
ihrer ganzen Länge betriebsdicht und weiters so
ausgestaltet sein, dass eine sichere und gefahr-
lose Ableitung der Verbrennungsgase und Kon-
densate sowie die erforderliche Reinigung und
Wartung gewährleistet sind.

(2) Rauch- und Abgasfänge müssen so ange-
ordnet bzw. ausgeführt werden, dass keine Er-
wärmung von Bauteilen und Bauprodukten
(Wärmestau) eintritt, die eine Brandgefahr her-
beiführen könnte. Weiters dürfen Fänge nur 
bis 30° Neigung von der Lotrichtung gezogen
werden.

(3) Die im Freien gelegenen Teile von Rauch-
und Abgasfängen müssen witterungsbeständig
ausgeführt werden. Bei Gebäuden mit brenn-
baren Dacheindeckungen oder in brandgefähr-
deter Umgebung sind die Fänge so auszuge-
stalten, dass ein Funkenflug vermieden wird.

(4) An Rauch- oder Abgasfänge dürfen außer
bei Luft- und Abgasfangsystemen höchstens
drei Feuerstätten und nur Feuerstätten dersel-
ben Wohn- oder Betriebseinheit angeschlossen
werden. Die Einmündungen müssen im selben
Geschoss liegen und lotrecht von Mitte zu Mitte
mindestens 0,30 m voneinander entfernt sein.
Feuerstätten für feste oder flüssige Brennstoffe
und für gasförmige Brennstoffe dürfen weiters
nicht in einen gemeinsamen Fang münden.

(5) Im Bereich des oberen Endes und am un-
teren Ende von Rauch- und Abgasfängen sind
Reinigungsöffnungen anzubringen, die mit dop-
pelten und nicht brennbaren Verschlüssen aus-
gestattet sein müssen. Diese Verschlüsse müs-
sen unter allen beim Betrieb auftretenden Tem-
peraturen formbeständig bleiben. Reinigungs-
öffnungen dürfen in Wohnungen nur für jene
Fänge angebracht werden, die auch diesen Woh-
nungen dienen. Die Reinigungsöffnung im Be-
reich des oberen Endes kann entfallen, wenn die
Reinigung von der Fangmündung aus ohne be-
sondere Gefahren erfolgen kann. Reinigungs-
öffnungen müssen leicht zugänglich und von
Bauteilen aus brennbaren Stoffen mindestens
0,60 m entfernt sein.

(6) Der Abstand zwischen Rauch- und Ab-
gasfangmündungen und dem anschließenden
Gelände muss mindestens so groß sein, dass die
Nachbarn durch Abgase oder Geruch nicht un-
zumutbar belästigt werden.

(7) Unbeschadet des Abs. 6 müssen Fang-
mündungen mindestens 0,30 m über dem First
oder mindestens 1 m über der Dachfläche,
rechtwinklig zur Dachfläche gemessen, liegen.

§ 13
Blitzschutzanlagen

(1) Bauliche Anlagen sind mit Blitzschutz-
anlagen auszustatten, wenn

a) sie auf Grund ihrer Lage, ihrer Flächenaus-
dehnung, ihrer Höhe, ihrer Bauweise oder ihres
Verwendungszweckes der Gefahr eines Blitz-
schlages ausgesetzt sind,

b) sie zum Aufenthalt einer größeren Anzahl
von Menschen bestimmt sind oder

c) im Falle eines durch Blitzschlag ausgelös-
ten Brandes der baulichen Anlage eine Brand-
übertragung nach feuerpolizeilichen Erfahrun-
gen zu erwarten wäre.

(2) Kulturhistorisch wertvolle Gebäude, die
unter Denkmalschutz stehen, sind jedenfalls
mit einer Blitzschutzanlage auszustatten.

2. U n t e r a b s c h n i t t
Besondere Erfordernisse 

für bestimmte Arten von Gebäuden
§ 14

Öffentliche Gebäude 
und dergleichen

In öffentlichen Gebäuden, allgemein zu-
gänglichen Gebäuden, Schulgebäuden ein-
schließlich Universitätsgebäuden, Kindergar-
ten- und Hortgebäuden sowie Büro- und Ge-
schäftsgebäuden darf die Fläche der Brandab-
schnitte im Erdgeschoss und im ersten Oberge-
schoss höchstens 1.500 m² betragen.

§ 15
Beherbergungsstätten

(1) Beherbergungsstätten sind Gebäude oder
Gebäudeteile, die der Beherbergung von mehr
als 25 Personen dienen, wie Gastgewerbebe-
triebe zur Beherbergung von Gästen, Heime,
Personalunterkünfte und dergleichen.

(2) Die höchstzulässige Größe der erforder-
lichen Brandabschnitte in Beherbergungsstät-
ten hat sich nach den auf Grund der Lage und
der Höhe des Gebäudes, der Art der vorhande-
nen Brandschutzeinrichtungen, der Anzahl der
im Gebäude zu beherbergenden Personen und
der Zugänglichkeit des Gebäudes für die Ein-
satzkräfte im Brandfall sich ergebenden brand-
schutztechnischen Erfordernissen zu richten,
wobei Brandabschnitte mit einer Fläche von
mehr als 1.000 m² nur außerhalb des Beherber-
gungsbereiches zulässig sind.

(3) Bei Beherbergungsstätten, die mehr als
das Erdgeschoss und drei Obergeschosse auf-
weisen, müssen die Bodenbeläge der Stiegen-
häuser nichtbrennbar ausgeführt werden.
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(4) Beherbergungsstätten sind jedenfalls mit
Druckknopfmeldeanlagen für die Alarmierung
der im Gebäude befindlichen Personen auszu-
statten.

§ 16
Wohngebäude mit Ausnahme 

von Wohnanlagen
(1) Die tragenden Bauteile von Wohngebäu-

den mit höchstens fünf Wohnungen, die nicht
Teil einer Wohnanlage sind, müssen eine Brand-
widerstandsdauer von mindestens 30 Minuten
aufweisen.

(2) § 10 Abs. 2 und 3 sowie § 11 Abs. 2, 3, 4
zweiter Satz, 5, 6 und 7 gelten nicht für Wohn-
gebäude im Sinne des Abs. 1.

§ 17
Wohnanlagen

(1) Bei Wohnanlagen und Gebäuden, die Teil
einer Wohnanlage sind, müssen die Trennwän-
de und Decken zwischen den einzelnen Woh-
nungen sowie zwischen Wohnungen und be-
trieblich genutzten Räumen eine Brandwider-
standsdauer von mindestens 60 Minuten auf-
weisen.

(2) Bei Wohnanlagen und Gebäuden im Sinne
des Abs. 1, die mehr als das Erdgeschoss und
drei Obergeschosse aufweisen, sind die Stiegen-
häuser gegen die abführenden Gänge zumindest
durch Rauchschutztüren abzuschließen. Bei
Vorliegen der Voraussetzungen nach § 10 Abs. 2
zweiter Satz ist ein solcher Abschluss bereits bei
Wohnanlagen, die mehr als das Erdgeschoss und
zwei Obergeschosse aufweisen, erforderlich.

(3) Kellerräume in Wohnanlagen und Ge-
bäuden im Sinne des Abs. 1 sind gegen das Stie-
genhaus mit Brandschutzabschlüssen auszu-
statten.

(4) § 11 Abs. 5 gilt nicht für Wohnanlagen
und Gebäude im Sinne des Abs. 1.

§ 18
Warenhäuser

(1) Warenhäuser sind betrieblich genutzte
Gebäude oder Gebäudeteile, deren Kunden-
fläche (§ 10 Abs. 2 des Tiroler Raumordnungs-
gesetzes 1997) 1.000 m² übersteigt.

(2) Warenhäuser sind mit einer automati-
schen Brandmeldeanlage auszustatten. Waren-
häuser mit Brandabschnitten, deren Fläche
3.000 m² überschreitet, sind zusätzlich mit einer
automatischen Löschanlage, wie beispielsweise
einer Sprinkleranlage, auszustatten. Die Fläche

von mehrgeschossigen Brandabschnitten darf
höchstens 6.000 m² betragen.

(3) Die Mindestbreite der erforderlichen
Fluchtwege in Warenhäusern hat sich nach der
Kundenfläche abzüglich der Flächen für feste
Einbauten, Verkaufsstände und ständig raumbe-
legende Verkaufsgüter, wie etwa Möbel, zu rich-
ten. Ist im Bauansuchen das Ausmaß dieser
Fläche nicht angegeben, so ist sie mit 75 v. H.
der Kundenfläche anzunehmen. Insgesamt hat
die Breite der Fluchtwege je angefangene 100 m²
dieser Fläche im Erdgeschoss und in jedem Un-
tergeschoss mindestens 55 cm, im ersten und im
zweiten Obergeschoss mindestens 45 cm und ab
dem dritten Obergeschoss mindestens 35 cm zu
betragen, wobei jeder Fluchtweg für sich eine
Breite von mindestens 1,20 m aufweisen muss.
Die Länge von Fluchtwegen in einen anderen
Brandabschnitt oder ins Freie darf 30 m nicht
überschreiten. Die Fluchtwege müssen am Bo-
den deutlich sichtbar gekennzeichnet werden.

(4) In Warenhäusern dürfen im Verlauf von
Fluchtwegen nur Wand- und Deckenverklei-
dungen, Ausstattungsstoffe und Dekorationen
verwendet werden, die weder zu einer Beein-
trächtigung der Flucht- und Bergemöglichkei-
ten durch Feuer und Rauch führen, noch die
Brand- und Rauchausbreitung begünstigen.
Bodenbeläge von Fluchtwegen müssen nicht-
brennbar ausgeführt werden.

(5) Tragende Bauteile und Umfassungsbau-
teile von Stiegenhäusern müssen bei erdge-
schossigen Warenhäusern eine Brandwider-
standsdauer von mindestens 30 Minuten, bei
zweigeschossigen Warenhäusern eine Brand-
widerstandsdauer von mindestens 60 Minuten
und bei Warenhäusern mit einer größeren Ge-
schosszahl eine Brandwiderstandsdauer von
mindestens 90 Minuten aufweisen. Dabei blei-
ben Kellergeschosse außer Betracht.

§ 19
Garagen

(1) Die tragenden Bauteile müssen bei ober-
irdischen, höchstens zweigeschossigen Gara-
gen eine Brandwiderstandsdauer von mindes-
tens 30 Minuten, bei oberirdischen drei- und
viergeschossigen Garagen eine Brandwider-
standsdauer von mindestens 60 Minuten und
bei oberirdischen Garagen mit einer größeren
Geschosszahl sowie bei unterirdischen Gara-
gen eine Brandwiderstandsdauer von mindes-
tens 90 Minuten aufweisen. 

(2) Die tragenden Bauteile müssen bei drei-
und viergeschossigen offenen Parkdecks eine
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Brandwiderstandsdauer von mindestens 60 Mi-
nuten und bei offenen Parkdecks mit einer
größeren Geschosszahl eine Brandwiderstands-
dauer von mindestens 90 Minuten aufweisen.
§ 11 Abs. 1 und 2 gilt nicht für ein- und zwei-
geschossige offene Parkdecks.

(3) In oberirdischen Garagen darf die Fläche
der Brandabschnitte höchstens 4.000 m² betra-
gen, wobei Brandabschnitte mit einer Fläche
von mehr als 2.000 m² in zumindest zwei rauch-
dichte, annähernd flächengleiche Abschnitte
unterteilt werden müssen. Bei unterirdischen
Garagen darf die Fläche der Brandabschnitte
höchstens 3.000 m² betragen, wobei Brandab-
schnitte mit einer Fläche von mehr als 1.500 m²
in zumindest zwei rauchdichte, annähernd
flächengleiche Abschnitte unterteilt werden
müssen. Für die Unterteilung der Brandab-
schnitte ist die Verwendung von Brandschutz-
glas zulässig.

(4) § 10 Abs. 2 und 3, § 11 sowie die Abs. 1
bis 3 gelten nicht für frei stehende Garagen mit
einer Nutzfläche von höchstens 50 m².

§ 20
Hochhäuser

(1) Hochhäuser sind Gebäude, deren Wand-
höhe zumindest an einer Seite mehr als 22 m
beträgt oder bei denen der Fußboden des obers-
ten Geschosses mehr als 22 m über dem an-
schließenden Gelände liegt. Bei der Berech-
nung dieser Höhen ist vom Geländeniveau nach
der Bauführung auszugehen. Kirchtürme, Silos
und ähnliche bauliche Anlagen gelten nicht als
Hochhäuser.

(2) In Hochhäusern darf ab dem vierten
Obergeschoss die Fläche der Brandabschnitte
höchstens 500 m² betragen.

(3) Die tragenden Bauteile müssen bei Hoch-
häusern, die mit einer automatischen Löschan-
lage ausgestattet sind, eine Brandwiderstands-
dauer von mindestens 90 Minuten und bei allen
übrigen Hochhäusern eine Brandwiderstands-
dauer von mindestens 120 Minuten aufweisen. 

(4) Hochhäuser sind mit Stiegenhäusern aus-
zustatten, die an einer Außenwand liegen und
die zumindest ab dem vierten Obergeschoss in
jedem Geschoss über einen gegen das Freie
offenen und von einer massiven Brüstung mit
einer Höhe von mindestens 1,20 m umgrenzten
Verbindungsgang erreichbar sind.

(5) Hochhäuser mit einer Wandhöhe von
mehr als 50 m sind jedenfalls mit einer auto-
matischen Löschanlage auszustatten.

(6) Bodenbeläge in Stiegenhäusern müssen
nichtbrennbar ausgeführt werden.

§ 21
Versammlungsräume

(1) Versammlungsräume sind Räume, die zur
Ansammlung von mehr als 50 Personen be-
stimmt sind.

(2) Versammlungsräume sind mit zumindest
zwei möglichst einander gegenüberliegenden
Ausgängen auszustatten. Bei Versammlungs-
räumen, die zur Ansammlung von höchstens
120 Personen bestimmt sind, darf die Durch-
gangslichte von einem der beiden Ausgänge auf
1 m herabgesetzt werden.

§ 22
Altenheime 

und ähnliche Einrichtungen
(1) In Altenheimen sowie Gebäuden für Ein-

richtungen, die der Unterbringung oder Be-
treuung von Personen dienen, die auf Grund
von Gebrechen oder ihres Alters überwiegend
auf die Hilfe anderer angewiesen sind, sind un-
beschadet des § 11 Abs. 3 die Verkehrs- und
Fluchtwege so zu gestalten, dass das Verlassen
des jeweiligen Brandabschnittes und des Ge-
bäudes auch mit den zur Gewährleistung der
Mobilität der Bewohner erforderlichen Hilfs-
mitteln ohne die Überwindung von Hindernis-
sen möglich ist.

(2) Altenheime und Gebäude für Einrichtun-
gen im Sinne des Abs. 1 sind jedenfalls mit einer
Sicherheitsbeleuchtung und einer Brandmelde-
anlage auszustatten.

§ 23
Krankenhäuser, Pflegeheime

(1) Krankenhäuser und Pflegeheime müssen
so ausgeführt werden, dass im Brandfall alle
vom Brand nicht betroffenen Brandabschnitte
mindestens 90 Minuten hindurch weiter benützt
werden können.

(2) Krankenhäuser und Pflegeheime müssen
in jedem Geschoss zumindest zwei Brandab-
schnitte aufweisen. Diese müssen über ausrei-
chend breite und den Erfordernissen des Ge-
bäudes entsprechende horizontale Fluchtwege
verfügen. In Geschossen, in denen sich Patien-
ten aufhalten, müssen die Fluchtwege weiters
so beschaffen sein, dass eine Verlegung aller Pa-
tienten in einen anderen Brandabschnitt im sel-
ben Geschoss durch das Krankenhauspersonal
bzw. die Einsatzkräfte innerhalb von 15 Minu-
ten möglich ist.

(3) In Krankenhäusern und Pflegeheimen darf
die Fläche von Brandabschnitten, in denen Bet-
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tentrakte untergebracht sind, höchstens 500 m²
betragen. Vorbereitungs- und Operationsräume
in Krankenhäusern sind zu eigenen Brandab-
schnitten zusammenzufassen.

(4) Mehrere Stiegenhäuser im selben Ge-
bäude sind im obersten Geschoss oder über das
Dach miteinander zu verbinden. Die Verbin-
dungsbauten müssen im Brandfall mindestens
90 Minuten hindurch zu Lösch- und Rettungs-
zwecken benützt werden können.

(5) In Krankenhäusern und Pflegeheimen hat
die Breite der Verbindungsgänge und Flucht-
wege mindestens 2,50 m zu betragen.

(6) In Krankenhäusern und Pflegeheimen
dürfen im Verlauf von Fluchtwegen nur Wand-
und Deckenverkleidungen, Ausstattungsstoffe
und Dekorationen verwendet werden, die we-
der zu einer Beeinträchtigung der Flucht- und
Bergemöglichkeit durch Feuer und Rauch füh-
ren noch die Brand- und Rauchausbreitung be-
günstigen. Bodenbeläge von Fluchtwegen müs-
sen außer in Stationsgängen nichtbrennbar aus-
geführt werden.

(7) Krankenhäuser und Pflegeheime sind je-
denfalls mit einer Sicherheitsbeleuchtung und
einer Brandmeldeanlage auszustatten.

4. A b s c h n i t t
Erfordernisse der Energieeinsparung

und des Wärmeschutzes
§ 24

Mindestanforderungen
(1) Die Anforderungen an den Mindestwär-

meschutz von Gebäuden und Gebäudeteilen, die
Aufenthaltsräume aufweisen oder die auf Grund
ihres Verwendungszweckes beheizt oder gekühlt
werden, werden durch das folgende U-Wert 
(k-Wert)Ensemble bestimmt. Einzelne höhere
Werte sind zulässig, wenn sich auf Grund eines
anerkannten Rechenverfahrens (Heizlast, Heiz-
wärmebedarf, LEK-Wert) ergibt, dass der Wär-
mebedarf des betreffenden Gebäudes oder Ge-
bäudeteiles insgesamt zumindest nicht größer ist
als bei Einhaltung der folgenden U-Werte:
Bauteil U-Wert

(k-Wert)
[W/m²K]

Wände gegen Außenluft,
gegen ungedämmte Dachräume ........... 0,35
Wände gegen unbeheizte, 
frostfrei zu haltende Gebäudeteile 
und Feuermauern ................................. 0,50
Wände gegen getrennte Wohn-
einheiten oder Betriebseinheiten ......... 0,90

Bauteil U-Wert
(k-Wert)
[W/m²K]

Decken gegen Außenluft, 
ungedämmte Dachräume oder 
über Durchfahrten ................................ 0,20
Decken gegen unbeheizte, 
frostfrei zu haltende Gebäude-
teile (z.B. Kellerdecke) ........................ 0,40
Decken gegen getrennte Wohn-
einheiten oder Betriebseinheiten ......... 0,70
Fenster (Durchschnitt über 
Rahmen und Verglasung) 
gegen Außenluft ................................... 1,70
Türen gegen Außenluft ........................ 1,70
Fenster (Durchschnitt über 
Rahmen und Verglasung) und 
Türen gegen unbeheizte, frost-
frei zu haltende Gebäudeteile .............. 2,50
Erdberührte Wände .............................. 0,40
Erdberührte Fußböden ......................... 0,40
Entfallen auf die Flächen von Fenstern und
Außentüren (Rohbaulichte) mehr als 30 v. H.
der Fläche der gesamten Außenwände der be-
heizten Gebäudeteile (außen gerechnet), so ist
ein mittlerer Wärmedurchgangskoeffizient
über Außenwände einschließlich Fenster und
Außentüren von 0,75 W/m²K einzuhalten, wo-
bei die einzelnen oben angeführten Wärme-
durchgangskoeffizienten nicht überschritten
werden dürfen. Zudem ist der sommerliche
Überwärmungsschutz durch Planskizzen der
konstruktiven Maßnahmen oder durch eine Be-
rechnung nachzuweisen. 

(2) Die Anforderungen nach Abs. 1 gelten
nicht für Produktions- und Lagergebäude, de-
ren Bedarf an Heizenergie auf Grund ihres Ver-
wendungszweckes zumindest überwiegend
durch die im Inneren des Gebäudes anfallende
Abwärme gedeckt wird. Für kulturhistorisch
wertvolle Gebäude, die unter Denkmalschutz
stehen, gelten diese Anforderungen nur inso-
weit, als diesen auch unter Beachtung der auf
Grund der denkmalschutzrechtlichen Vor-
schriften sich ergebenden Beschränkungen ent-
sprochen werden kann.

(3) Die Anforderungen nach Abs. 1 gelten
weiters nicht für bauliche Anlagen, bei denen
durch besondere bauphysikalische Maßnah-
men, wie beispielsweise transparente Wärme-
dämmungen, sichergestellt ist, dass diese höchs-
tens jene Transmissionswärmewerte durch die
Außenhülle oder jenen Heizwärmebedarf auf-
weisen, der bei Einhaltung der Anforderungen
nach Abs. 1 gegeben wäre. Dieser Nachweis hat
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durch festgelegte Verfahren nach dem Stand der
Technik zu erfolgen, wobei zur Begrenzung des
Energieverbrauches maximal zulässige thermi-
sche Kennwerte bzw. energetische Kennzahlen
diesem Verfahren zu Grunde gelegt werden
können.

(4) Konstruktive Wärmebrücken sind zu
vermeiden. Soweit dies nicht möglich ist, sind
sie auf das bauphysikalisch unbedenkliche Maß
zu reduzieren (Kondensatfreiheit gemäß aner-
kannter Berechnungsmethoden). Die Gebäude-
hülle ist winddicht auszuführen.

5. A b s c h n i t t
Erfordernisse bezüglich älterer

und behinderter Menschen und Kinder
§ 25

(1) Gebäude, die regelmäßig auch von älte-
ren oder behinderten Menschen oder von bzw.
mit Kindern aufgesucht werden, wie öffentliche
und allgemein zugängliche Gebäude, Wohnan-
lagen mit Ausnahme von Reihenhäusern, Alten-
und Pflegeheime und ähnliche Einrichtungen,
Krankenhäuser, Schulgebäude einschließlich
Universitätsgebäude, Heime, Kindergarten-
und Hortgebäude und dergleichen, sind so zu
gestalten, dass sie den Grundsätzen des barriere-
freien Bauens entsprechen. Diese Gebäude
müssen insbesondere so ausgeführt werden,
dass sie für körperbehinderte Menschen ge-
fahrlos und tunlichst ohne fremde Hilfe zu-
gänglich und benützbar sind. 

(2) Werden im Bereich außerhalb von Ge-
bäuden nach Abs. 1 im Zuge notwendiger Ver-
bindungswege (Verkehrswege) Stufen errich-
tet, so ist dieser Niveauunterschied durch eine
Rampe zu überbrücken. Absätze im Zuge von
Fluchtwegen und notwendigen Verbindungs-
wegen im Inneren solcher Gebäude sind nur
zulässig, wenn sie aus technischen Gründen
notwendig sind. Ihre Höhe darf 3 cm nicht 
übersteigen. Im Bereich solcher Absätze und
von Türen muss beidseitig eine waagerechte
Fläche mit einer Länge von jeweils mindestens
1,20 m vorhanden sein. Ist ein Gebäude in
Brandabschnitte unterteilt, so gelten diese Er-
fordernisse für jeden Brandabschnitt.

(3) Gebäude nach Abs. 1 müssen mindestens
einen Eingang aufweisen, der mit Rollstühlen
gefahrlos und tunlichst ohne fremde Hilfe
benützt werden kann. Niveauunterschiede zwi-
schen den Zugangsflächen und der Gebäude-
eingangstüre sind durch eine Rampe zu über-
brücken. Im Bereich der Gebäudeeingangstüre
muss beidseitig eine waagerechte Fläche mit

einer Länge von jeweils mindestens 1,20 m vor-
handen sein. Einzelstufen mit einer Höhe bis zu
3 cm bleiben außer Betracht. 

(4) Von den Erfordernissen nach Abs. 2 ers-
ter Satz und Abs. 3 kann abgesehen werden,
wenn diesen insbesondere auf Grund besonde-
rer Geländeverhältnisse oder einer ungünstigen
Grundstückskonfiguration oder der Festlegun-
gen in einem Bebauungsplan nicht oder nur mit
einem wirtschaftlich nicht vertretbaren Auf-
wand entsprochen werden kann.

(5) In öffentlichen und allgemein zugängli-
chen Gebäuden müssen notwendige Verbin-
dungswege eine lichte Breite von mindestens
1,80 m aufweisen.

(6) In Gebäuden nach Abs. 1 sind Rich-
tungsänderungen im Verlauf notwendiger Ver-
bindungswege so auszugestalten, dass ihnen
mit einem Rollstuhl gefahrlos und ohne frem-
de Hilfe gefolgt werden kann. Dieses Erforder-
nis gilt bei einem Wendekreis mit einem Radius
von mindestens 70 cm als erfüllt. Ist eine Woh-
nung von einem Verbindungsweg aus nur durch
eine Richtungsänderung erreichbar, so muss
vor der Wohnungseingangstüre ein Wendekreis
mit einem Radius von mindestens 70 cm ge-
währleistet sein. 

(7) In Gebäuden nach Abs. 1 müssen Ge-
bäudeeingangstüren eine lichte Durchgangs-
breite von mindestens 1 m und Wohnungsein-
gangstüren eine lichte Durchgangsbreite von
mindestens 85 cm aufweisen. Sonstige Türen
müssen eine lichte Durchgangsbreite von min-
destens 80 cm aufweisen.

(8) Aufzüge in Gebäuden nach Abs. 1 müs-
sen vom Eingangstor aus möglichst ohne
Höhenunterschied erreichbar sein. Unvermeid-
bare Niveauunterschiede müssen mit Rampen
überbrückt werden.

(9) Die Steigung von Rampen im Inneren 
und im Bereich außerhalb von Gebäuden nach
Abs. 1 darf, soweit eine solche Steigung mit
einem wirtschaftlich vertretbaren Aufwand ein-
gehalten werden kann, 6:100 nicht überschrei-
ten. Eine Steigung von 10:100 darf keinesfalls
überschritten werden. Rampen sind durch pa-
rallel laufende Handläufe mit einer Höhe von
75 cm und 1 m abzusichern. Diese Handläufe
müssen beidseitig jeweils mindestens 40 cm
über die Rampe hinausreichen. Bei Niveauun-
terschieden zur Umgebung von mehr als 10 cm
ist eine Absturzsicherung vorzusehen. Der Be-
lag von Rampen ist griffig auszubilden. Ihre
lichte Durchgangsbreite hat mindestens 1,20 m
zu betragen. An Stelle von Rampen können
auch mechanische Steighilfen errichtet werden.
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(10) In Gebäuden nach Abs. 1 mit Ausnahme
von Wohnanlagen muss in jedem Geschoss oder,
sofern mehrere Geschosse durch einen Aufzug
miteinander verbunden sind, in einem dieser Ge-
schosse ein behindertengerecht ausgestalteter
Abort vorgesehen werden. Diese Aborte müssen
so beschaffen sein, dass eine durchgehende Be-
wegungsfläche mit einem Durchmesser von
mindestens 1,50 m gegeben ist. Die Aborttüre
muss eine lichte Breite von mindestens 80 cm
aufweisen und nach außen aufgehen. § 6 Abs. 2
und 3 ist nicht anzuwenden. 

(11) Die Verpflichtung nach Abs. 10 entfällt
bei Umbauten und bei sonstigen Änderungen
von Gebäuden, bei Änderungen des Verwen-
dungszweckes von Gebäuden und bei gering-
fügigen Zubauten, wenn der Einbau der Aborte
nicht oder nur mit einem wirtschaftlich nicht
vertretbaren Aufwand möglich wäre. 

6. A b s c h n i t t
Schlussbestimmung

§ 26
Inkrafttreten, Notifikation

(1) Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf
des Tages der Kundmachung in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten die Technischen Bau-
vorschriften, LGBl. Nr. 20/1981, zuletzt geän-
dert durch die Verordnung LGBl. Nr. 43/1993,
außer Kraft.

(3) Diese Verordnung wurde unter Einhal-
tung der Bestimmungen der Richtlinie 83/189/
EWG des Rates vom 28. März 1983 über ein
Informationsverfahren auf dem Gebiet der
Normen und technischen Vorschriften in der
Fassung der Richtlinien 88/182/EWG und
94/10/EG der Europäischen Kommission noti-
fiziert (Notifikationsnummer 98/0206/A).

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

90. Verordnung der Landesregierung vom 15. September 1998 über
den Inhalt und die Form derPlanunterlagen zu Bauansuchen und
Bauanzeigen (Planunterlagenverordnung 1998)

Auf Grund des § 23 Abs. 1 und 2 der Tiroler
Bauordnung 1998, LGBl.Nr. 15, wird verord-
net:

1. A b s c h n i t t
Inhalt der Planunterlagen 

für bewilligungspflichtige Bauvorhaben
§ 1

Planunterlagen für
Neu- und Zubauten von Gebäuden

(1) Die einem Bauansuchen für den Neu-
oder Zubau eines Gebäudes anzuschließenden
Planunterlagen haben zu umfassen:

a) den Lageplan,
b) die Grundrisse,
c) die Ansichten,
d) die Schnitte,
e) die Baubeschreibung.
(2) Der Lageplan hat zu enthalten:
a) den Maßstab,
b) die Nordrichtung,
c) die Grenzen des Grundstückes und die

Grundstücksnummer des Bauplatzes samt den
Schnittpunkten mit den Grenzen der an den Bau-

platz angrenzenden Grundstücke, beruhend auf
dem technischen Operat des Katasters oder
einer Neuvermessung,

d) Bezugsangaben zu übergeordneten Koor-
dinatensystemen (Anschluss an das amtliche
Festpunktefeld – Koordinatennetzmarken mit
Beschriftung),

e) die Umrisse und die Außenmaße des Neu-
bzw. Zubaus und der am Bauplatz bereits be-
stehenden baulichen Anlagen und dessen bzw.
deren Abstände gegenüber den Grenzen des
Bauplatzes unter Zugrundelegung der äußeren
Wandfluchten nach Baufertigstellung,

f) die Umrisse der auf den an den Bauplatz
angrenzenden Grundstücken bestehenden bau-
lichen Anlagen, soweit dies zur Beurteilung der
Zulässigkeit des Bauvorhabens erforderlich ist,

g) die Namen der Eigentümer des Bauplat-
zes und der an den Bauplatz angrenzenden
Grundstücke,

h) die Höhenverhältnisse des umgebenden
Geländes, z. B. durch Verwendung eines Lage-
und Höhenplanes, weiters das Fußbodenniveau
des Erdgeschosses des Neu- bzw. Zubaus, be-
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zogen auf die absolute Höhe oder auf einen an-
gegebenen eingemessenen Fixpunkt,

i) die Anordnung und die Fläche der Ab-
stellmöglichkeiten für Kraftfahrzeuge nach den
§§ 8, 9 und 10 Abs. 3 vierter Satz der Tiroler
Bauordnung 1998 und gegebenenfalls auch des
Kinderspielplatzes,

j) die Anordnung und die Breite der Zufahrt
von einer öffentlichen Verkehrsfläche aus,

k) die Anordnung von Grünflächen,
l) die Bebauungsplanfestlegungen für den

Bauplatz.
(3) Die Grundrisse haben zu enthalten:
a) alle Geschosse einschließlich der Dach-

geschosse mit Aufenthaltsräumen und der
Draufsicht auf sichtbare Gebäudeteile der je-
weils darunter liegenden Geschosse,

b) die Wände, Mauern, tragenden Bauteile,
Tür- und Fensteröffnungen einschließlich der
Aufgehrichtung der Türen, Stiegen und Ram-
pen, Aufzüge und Aufzugsschächte, Installa-
tionsschächte, Rauch-, Abgas- und Abluftfänge,

c) die sanitäre Ausstattung der Nassräume, ins-
besondere mit Badewannen, Duschen, Wasch-
becken, Sitzstellen und Pissanlagen,

d) die Anordnung der Abstellmöglichkeiten
für Kraftfahrzeuge nach den §§ 8, 9 und 10
Abs. 3 vierter Satz der Tiroler Bauordnung
1998,

e) die zur Beurteilung der Zulässigkeit des
Bauvorhabens erforderlichen Maße der Räume,
Öffnungen und Konstruktionsteile,

f) die Nutzfläche und den Verwendungs-
zweck der Räume.

(4) Die Ansichten haben zu enthalten:
a) die äußeren Ansichten des Gebäudes,
b) den Verlauf des anschließenden Geländes

vor und nach der Bauführung,
c) die an das Gebäude angrenzenden bauli-

chen Anlagen, soweit dies zur Beurteilung der
Zulässigkeit des Bauvorhabens erforderlich ist,

d) die für die Berechnung der Mindestab-
stände maßgebenden Gebäudehöhen.

(5) Die Schnitte haben zu enthalten:
a) die Stiegenhäuser, Stiegen, Rampen, tra-

genden Bauteile und Dachaufbauten, Fenster-
und Türöffnungen und Fundamente,

b) die zur Beurteilung der Zulässigkeit des
Bauvorhabens erforderlichen Höhenmaße, wie
insbesondere die Raumhöhen, Deckenstärken,
Steigungsverhältnisse von Rampen und Gelän-
derhöhen,

c) das Fußbodenniveau der Geschosse und
allfälliger Terrassen,

d) den Verlauf des anschließenden Geländes
vor und nach der Bauführung.

(6) Die Baubeschreibung hat die zur Beur-
teilung der Zulässigkeit des Bauvorhabens er-
forderlichen Angaben zu enthalten, soweit diese
nicht aus den Plänen ersichtlich sind. Sie hat ins-
besondere Angaben zu enthalten über:

a) die Art der Konstruktion und den Ver-
wendungszweck des Gebäudes,

b) die Fläche des Bauplatzes sowie die be-
baute Fläche, die Gesamtgeschossfläche bzw.
die Baumasse des Gebäudes im Sinne des § 61
des Tiroler Raumordnungsgesetzes 1997, LGBl.
Nr. 10, in der jeweils geltenden Fassung,

c) die rechtlichen Grundlagen für die Ver-
bindung des Bauplatzes mit einer öffentlichen
Verkehrsfläche,

d) die Art der Wasserversorgung und der Ab-
wasserbeseitigung, 

e) die Art der Wärmedämmung und der Hei-
zung sowie eine Berechnung des Wärmebedar-
fes des Gebäudes,

f) die Art des Schallschutzes,
g) die Art der Ausführung der Rauch- und

Abgasfänge und deren lichten Querschnitt,
h) das Material, die Struktur und die Farbe

der Wände und der Dachhaut,
i) gegebenenfalls die Art der Blitzschutzan-

lage und der Brandschutzeinrichtungen,
j) die Art der Ausführung der Abstellmög-

lichkeiten für Kraftfahrzeuge nach den §§ 8, 9
und 10 Abs. 3 vierter Satz der Tiroler Bauord-
nung 1998 und gegebenenfalls auch des Kin-
derspielplatzes,

k) die Festlegungen des Flächenwidmungs-
planes sowie die Bebauungsplanfestlegungen
für den Bauplatz, soweit diese sich nicht auf
Grund des Lageplanes ergeben.

§ 2
Planunterlagen für Umbauten

und sonstige Änderungen von Gebäuden
(1) Die einem Bauansuchen für den Umbau

oder die sonstige  Änderung eines Gebäudes an-
zuschließenden Planunterlagen haben zu um-
fassen:

a) die Grundrisse,
b) die Ansichten,
c) die Schnitte,
d) die Baubeschreibung.
(2) Die Grundrisse haben zu enthalten:
a) die betroffenen Geschosse einschließlich

allfälliger Dachgeschosse mit Aufenthaltsräu-
men und der Draufsicht auf sichtbare Gebäude-
teile der jeweils darunter liegenden Geschosse,

b) die betroffenen Wände, Mauern, tragen-
den Bauteile, Tür- und Fensteröffnungen
einschließlich der Aufgehrichtung der Türen,
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Stiegen und Rampen, Aufzüge und Aufzugs-
schächte, Installationsschächte, Rauch-, Ab-
gas- und Abluftfänge,

c) die sanitäre Ausstattung der betroffenen
Nassräume, insbesondere mit Badewannen,
Duschen, Waschbecken, Sitzstellen und Piss-
anlagen,

d) die Anordnung allfälliger zusätzlich er-
forderlicher Abstellmöglichkeiten für Kraft-
fahrzeuge nach den §§ 8, 9 und 10 Abs. 3 vier-
ter Satz der Tiroler Bauordnung 1998,

e) die zur Beurteilung der Zulässigkeit des
Bauvorhabens erforderlichen Maße der Räume,
Öffnungen und Konstruktionsteile, 

f) die Nutzfläche und den Verwendungs-
zweck der betroffenen Räume.

(3) Die Ansichten haben die äußeren Ansich-
ten des Gebäudes, soweit diese durch das Bau-
vorhaben eine Änderung erfahren, zu enthalten.

(4) Die Schnitte haben zu enthalten:
a) allfällige betroffene Stiegenhäuser, Stie-

gen, Rampen, tragende Bauteile und Dachauf-
bauten, Fenster- und Türöffnungen und Funda-
mente,

b) die zur Beurteilung der Zulässigkeit des
Bauvorhabens erforderlichen Höhenmaße, wie
insbesondere die Raumhöhen, Deckenstärken,
Steigungsverhältnisse von Rampen und Gelän-
derhöhen,

c) das Fußbodenniveau der betroffenen Ge-
schosse und allfälliger Terrassen.

(5) Die Baubeschreibung hat die zur Beur-
teilung der Zulässigkeit des Bauvorhabens er-
forderlichen Angaben zu enthalten, soweit diese
nicht aus den Plänen ersichtlich sind. Sie hat ins-
besondere Angaben zu enthalten über:

a) die Art der Konstruktion und den Ver-
wendungszweck des Gebäudes,

b) die Fläche des Bauplatzes und die Ge-
samtgeschossfläche des Gebäudes im Sinne des
§ 61 Abs. 2 des Tiroler Raumordnungsgesetzes
1997,

c) die Art der Wasserversorgung und der Ab-
wasserbeseitigung,

d) die Art der Wärmedämmung und der Hei-
zung sowie eine Berechnung des Wärmebedar-
fes des Gebäudes,

e) die Art des Schallschutzes,
f) die Art der Ausführung der Rauch- und Ab-

gasfänge und deren lichten Querschnitt,
g) die Art der Blitzschutzanlage und der

Brandschutzeinrichtungen,
h) die Art der Ausführung der Abstellmög-

lichkeiten für Kraftfahrzeuge nach den §§ 8, 9
und 10 Abs. 3 vierter Satz der Tiroler Bauord-
nung 1998.

(6) Die Angaben nach Abs. 5 lit. b bis h sind
nur insoweit erforderlich, als das Bauvorhaben
darauf von Einfluss ist.

§ 3
Planunterlagen für die Errichtung 

und die Änderung sonstiger
baulicher Anlagen

(1) Die einem Bauansuchen für die Errich-
tung oder die Änderung einer sonstigen bauli-
chen Anlage anzuschließenden Planunterlagen
haben zu umfassen:

a) den Lageplan,
b) die Ansichten,
c) die Schnitte,
d) die Baubeschreibung.
(2) Der Lageplan hat zu enthalten:
a) den Maßstab,
b) die Nordrichtung,
c) die Grenzen des Grundstückes und die

Grundstücksnummern des Bauplatzes und der
an den Bauplatz angrenzenden Grundstücke,

d) Bezugsangaben zu übergeordneten Koor-
dinatensystemen (Anschluss an das amtliche
Festpunktefeld – Koordinatennetzmarken mit
Beschriftung),

e) die Umrisse und die Außenmaße der ge-
planten und der am Bauplatz bereits bestehen-
den baulichen Anlagen und deren Abstände ge-
genüber den Grenzen des Bauplatzes,

f) die Umrisse der auf den an den Bauplatz
angrenzenden Grundstücken bestehenden bau-
lichen Anlagen, soweit dies zur Beurteilung der
Zulässigkeit des Bauvorhabens erforderlich ist,

g) die Namen der Eigentümer des Bauplat-
zes und der an den Bauplatz angrenzenden
Grundstücke,

h) gegebenenfalls die Anordnung und die
Fläche der Abstellmöglichkeiten für Kraftfahr-
zeuge nach § 8 der Tiroler Bauordnung 1998,

i) gegebenenfalls die Anordnung und die
Breite der Zufahrt von einer öffentlichen Ver-
kehrsfläche aus.

(3) Die Ansichten haben zu enthalten:
a) die äußeren Ansichten der baulichen An-

lage,
b) den Verlauf des anschließenden Geländes

vor und nach der Bauführung,
c) die an die bauliche Anlage angrenzenden

baulichen Anlagen, soweit dies zur Beurteilung
der Zulässigkeit des Bauvorhabens erforderlich
ist.

(4) Die Schnitte haben zu enthalten:
a) die tragenden Bauteile sowie allfällige

Stiegen und Rampen,
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b) den Verlauf des anschließenden Geländes
vor und nach der Bauführung.

(5) Die Baubeschreibung hat die zur Beur-
teilung der Zulässigkeit des Bauvorhabens er-
forderlichen Angaben zu enthalten, soweit diese
nicht aus den Plänen ersichtlich sind. Sie hat ins-
besondere Angaben zu enthalten über:

a) die Art der Konstruktion der baulichen An-
lage,

b) die Fläche des Bauplatzes und die Grund-
fläche der baulichen Anlage,

c) gegebenenfalls die rechtlichen Grundla-
gen für die Verbindung des Bauplatzes mit einer
öffentlichen Verkehrsfläche,

d) gegebenenfalls die Art der Wasserversor-
gung und der Abwasserbeseitigung,

e) das Material, die Struktur und die Farbe
der Außenhaut der baulichen Anlage,

f) gegebenenfalls die Art der Ausführung der
Abstellmöglichkeiten für Kraftfahrzeuge nach
§ 8 der Tiroler Bauordnung 1998,

g) die Festlegungen des Flächenwidmungs-
planes sowie die Bebauungsplanfestlegungen
für den Bauplatz, soweit diese sich nicht auf
Grund des Lageplanes ergeben.

2. A b s c h n i t t
Inhalt der Planunterlagen für

anzeigepflichtige Bauvorhaben
und sonstige Vorhaben

§ 4
Planunterlagen für anzeigepflichtige
Bauvorhaben und sonstige Vorhaben

(1) Die der Bauanzeige für ein anzeige-
pflichtiges Bauvorhaben anzuschließenden
Planunterlagen haben zu enthalten:

a) einen Übersichtsplan als Auszug aus der
amtlichen Katastralmappe, aus dem sich die
Grundstücksnummer und der Name des Eigen-
tümers des Bauplatzes sowie die Lage und die
Umrisse der baulichen Anlage ergeben,

b) eine zumindest schematische oder skiz-
zenhafte Darstellung der baulichen Anlage,

c) eine Baubeschreibung, die die Abmessun-
gen und die wesentlichen Angaben zur Kon-
struktion der baulichen Anlage, soweit diese
sich nicht auf Grund der Darstellung nach lit. b
ergeben, enthält.

(2) Die der Anzeige über die Errichtung, Auf-
stellung oder Änderung einer Werbeeinrich-
tung auf Grund des § 45 Abs. 1 zweiter Satz der
Tiroler Bauordnung 1998 anzuschließenden
Unterlagen haben zu enthalten:

a) den Lageplan als Auszug aus der amtli-
chen Katastralmappe, die Nummer und den

Namen des Eigentümers des Grundstückes auf
dem die betreffende Werbeeinrichtung errich-
tet oder aufgestellt werden soll bzw. – im Falle
der Änderung einer Werbeeinrichtung – be-
steht, sowie die Lage der betreffenden Werbe-
einrichtung auf diesem Grundstück,

b) die Beschreibung der technischen Aus-
führung und die planliche Darstellung, die Ab-
messungen, die farbliche Gestaltung und die
wesentlichen Angaben über die Konstruktion
der betreffenden Werbeeinrichtung einschließ-
lich der zur Verwendung vorgesehenen Mate-
rialien.

(3) Die der Anzeige über die Durchführung
einer Aufschüttung oder Abgrabung auf Grund
des § 47 Abs. 1 zweiter Satz der Tiroler Bau-
ordnung 1998 anzuschließenden Unterlagen
haben zu enthalten:

a) den Lageplan als Auszug aus der amtli-
chen Katastralmappe, die Nummer und den
Namen des Eigentümers des Grundstückes, auf
dem die Aufschüttung oder Abgrabung durch-
geführt werden soll, sowie die Darstellung der
von der Aufschüttung oder Abgrabung betrof-
fenen Flächen,

b) die Beschreibung der technischen Aus-
führung, die wesentlichen Angaben über die Art
der Durchführung der Aufschüttung oder Ab-
grabung einschließlich der zur Verwendung
vorgesehenen Schüttmaterialien, die Maßnah-
men zur Bodenverdichtung, die zum Einsatz
kommenden Maschinen und Geräte, die Siche-
rungsmaßnahmen und die abschließenden Vor-
kehrungen,

c) der Geländeschnitt, den ursprünglichen
Geländeverlauf und den auf Grund der Auf-
schüttung oder Abgrabung sich ergebenden
Geländeverlauf einschließlich der Böschungs-
neigungen.

3. A b s c h n i t t
Form der Planunterlagen

§ 5
Planunterlagen für

bewilligungspflichtige Bauvorhaben
(1) Die Planunterlagen müssen in dunkler

Farbe auf hellem Grund erstellt und von halt-
barer Qualität sein.

(2) Die Pläne müssen das Format 185 mm x
297 mm oder ein Mehrfaches davon aufweisen
und auf dieses Format gefaltet sein. Auf der lin-
ken Seite ist ein Heftrand von ca. 25 mm vor-
zusehen. 

(3) Auf dem im gefalteten Zustand oben lie-
genden Teil des Planes (Titelseite) bzw. auf dem
Deckblatt jeder Planunterlage müssen
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a) die genaue Bezeichnung des Bauvorha-
bens,

b) die Art der Planunterlage,
c) der Name des Bauwerbers sowie
d) der Name des Planverfassers

angegeben sein. Daneben ist möglichst noch ein
freier Raum für amtliche Vermerke vorzusehen.

(4) Als Maßstäbe sind zu wählen:
a) für die Lagepläne 1 : 500 oder ein größe-

rer Maßstab,
b) für die Grundrisse, Schnitte und Ansich-

ten 1 : 100.
Für bauliche Anlagen mit einem besonderen

Ausmaß ist zur besseren Darstellung auch ein
anderer Maßstab zulässig.

(5) Farbig darzustellen sind:
a) im Lageplan:

– bestehende bauliche Anlagen (grau)
– geplante bauliche Anlagen (rot)
– abzubrechende bauliche Anlagen (gelb)
– Bauplatzgrenzen (grün)

b) in Grundrissen und Schnitten bei Zu- und
Umbauten von Gebäuden und bei bewilligungs-
pflichtigen Änderungen von Gebäuden und
sonstigen baulichen Anlagen:
– bestehende bauliche Anlagen (grau)

– geplante bauliche Anlagen (rot)
– abzubrechende bauliche Anlagen (gelb)

§ 6
Form der Planunterlagen

für anzeigepflichtige Bauvorhaben
uand sonstige Vorhaben

Für die Form der einer Bauanzeige für ein
anzeigepflichtiges Bauvorhaben nach § 4 Abs. 1
anzuschließenden Planunterlagen und der im
§ 4 Abs. 2 und 3 näher geregelten Planunter-
lagen gilt § 5 sinngemäß. Die entsprechenden
Formerfordernisse müssen jedoch nur einge-
halten werden, soweit dies für eine im Hinblick
auf die Beurteilung der Zulässigkeit des betref-
fenden Vorhabens hinreichend übersichtliche
und genaue Darstellung erforderlich ist.

4. A b s c h n i t t
Schlussbestimmung

§ 7
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des
Tages der Kundmachung in Kraft. Gleichzeitig
tritt die Planunterlagenverordnung, LGBl. Nr.
8/1976, außer Kraft.

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

91. Verordnung der Landesregierung vom 15. September 1998, mit
der Grenzwerte für den Baulärm und die Art ihrer Messung fest-
gelegt werden (Baulärmverordnung 1998)

Auf Grund der §§ 31 Abs. 1, 44 Abs. 6, 45
Abs. 6 und 47 Abs. 4 der Tiroler Bauordnung
1998, LGBl. Nr. 15, wird verordnet:

§ 1
Geltungsbereich

Diese Verordnung gilt für Bauarbeiten auf
Baustellen, in deren Umkreis Gebäude mit Auf-
enthaltsräumen bestehen, auf die sich der von
der jeweiligen Baustelle ausgehende Baulärm
auswirkt.

§ 2
Begriffsbestimmungen

(1) Baulärm ist jedes störende Geräusch, das
durch Bauarbeiten auf Baustellen verursacht
wird.

(2) Bauarbeiten sind Arbeitsvorgänge im
Rahmen der Ausführung von Bauvorhaben
nach dem 6. und 8. Abschnitt der Tiroler Bau-
ordnung 1998 einschließlich der Einrichtung
und der Räumung von Baustellen.

(3) Tagesstunden sind die Stunden zwischen
7 Uhr und 20 Uhr, Nachtstunden die übrigen
Stunden.

§ 3
Grenzwerte

(1) Der Beurteilungspegel aller durch Bau-
arbeiten auf einer Baustelle verursachten
Geräusche darf im Bereich der vom Baulärm
betroffenen Gebäude bzw. Grundflächen die
folgenden Grenzwerte an keinem Messpunkt
(§ 4 Abs. 1 und 2) überschreiten:



333Stück 33, Nr. 91

a) im Wohngebiet und auf Vorbehaltsflächen
nach § 53 Abs. 1 lit. b des Tiroler Raumord-
nungsgesetzes 1997, LGBl. Nr. 10, während der
Tagesstunden 50 dB und während der Nacht-
stunden 40 dB;

b) im gemischten Wohngebiet, im Touris-
musgebiet, auf Sonderflächen nach § 48 des
Tiroler Raumordnungsgesetzes 1997 und auf
Vorbehaltsflächen nach § 53 Abs. 1 lit. a des
Tiroler Raumordnungsgesetzes 1997 während
der Tagesstunden 55 dB und während der
Nachtstunden 45 dB;

c) im Kerngebiet, im landwirtschaftlichen
Mischgebiet, auf Sonderflächen nach den §§ 44
bis 47 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 1997
während der Tagesstunden 60 dB und während
der Nachtstunden 50 dB;

d) im allgemeinen Mischgebiet und auf Son-
derflächen nach den §§ 43, 49, 50 und 52 des
Tiroler Raumordnungsgesetzes 1997 während
der Tagesstunden 65 dB und während der
Nachtstunden 55 dB;

e) im Gewerbe- und Industriegebiet, auf Son-
derflächen nach § 51 des Tiroler Raumord-
nungsgesetzes 1997 und im Freiland während
der Tagesstunden 70 dB und während der
Nachtstunden 60 dB;

f) bei Krankenhäusern, Alten- und Pflege-
heimen, Kuranstalten und Kureinrichtungen,
Erholungsheimen, Säuglings- und Kinderhei-
men und ähnlichen Einrichtungen unabhängig
von der Widmung der betreffenden Grund-
flächen während der Tagesstunden 45 dB und
während der Nachtstunden 35 dB.

(2) An Samstagen ab 12 Uhr, an Sonntagen
und an gesetzlichen Feiertagen darf der Beur-
teilungspegel die im Abs. 1 für die Nachtstun-
den festgelegten Grenzwerte nicht überschrei-
ten.

(3) Die Grenzwerte nach den Abs. 1 und 2
dürfen bei einer höchstens dreitägigen Dauer

der Bauarbeiten um bis zu 6 dB, bei einer höchs-
tens einwöchigen Dauer der Bauarbeiten um bis
zu 4 dB und bei einer höchstens einmonatigen
Dauer der Bauarbeiten um bis zu 2 dB über-
schritten werden.

(4) Überschreitet der Dauerschallpegel des
Verkehrslärms an einem Messpunkt für sich die
in den Abs. 1, 2 und 3 festgelegten Grenzwerte,
so gilt dieser als Grenzwert für den Beurtei-
lungspegel des Baulärms.

§ 4
Lärmmessung

(1) Die Messpunkte haben 0,5 m vor den
geöffneten, vom Baulärm am stärksten betrof-
fenen Belichtungsöffnungen der Aufenthalts-
räume zu liegen. Sind Einrichtungen im Sinne
des § 3 Abs. 1 lit. f Grundflächen im Freien, die
zum längeren Aufenthalt von Menschen be-
stimmt sind, funktionell zugeordnet (Garten-
und Parkanlagen und dergleichen), so sind als
weitere Messpunkte die vom Baulärm am stärk-
sten betroffenen Stellen im Bereich dieser
Grundflächen heranzuziehen. 

(2) Die Messpunkte sind auf Grund der Dif-
ferenz zwischen dem tatsächlichen Beurtei-
lungspegel und den nach § 3 jeweils maßge-
benden Grenzwerten zu bestimmen. 

(3) Der Beurteilungspegel ist nach dem Stand
der Technik unter Berücksichtigung der Ge-
räuschcharakteristika über einen Zeitraum von
acht Stunden zu ermitteln.

§ 5
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des
Tages der Kundmachung in Kraft. Gleichzeitig
tritt die Baulärmverordnung, LGBl. Nr. 44/1976,
außer Kraft.

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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Auf Grund der Tiroler Bauordnung 1998,
LGBl. Nr. 15, und des Ölfeuerungsgesetzes,
LGBl. Nr. 43/1977, zuletzt geändert durch das
Gesetz LGBl. Nr. 26/1990, wird verordnet:

§ 1
Geltung von Verordnungen

Die Technischen Bauvorschriften 1998,
LGBl. Nr. 89, die Planunterlagenverordnung
1998, LGBl. Nr. 90, die Baulärmverordnung
1998, LGBl. Nr. 91, und die Ölfeuerungsver-
ordnung, LGBl. Nr. 28/1982, gelten auch für

bundeseigene Gebäude im Sinne des § 50 Abs. 2
erster Satz der Tiroler Bauordnung 1998.

§ 2
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des
Tages der Kundmachung in Kraft. Gleichzeitig
tritt die Verordnung über die Anwendung von
Verordnungen auf Grund der Tiroler Bauord-
nung, des Tiroler Aufzugsgesetzes und des Öl-
feuerungsgesetzes auf bundeseigene Gebäude,
die öffentlichen Zwecken dienen, LGBl. Nr.
66/1989, außer Kraft.

92. Verordnung des Landeshauptmannes vom 1. Oktober 1998 über
die Geltung von Verordnungen auf Grund derTiroler Bauordnung
1998 und des Ölfeuerungsgesetzes für bundeseigene Gebäude

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

Auf Grund des § 7 Abs. 1 lit. a und des § 106
Abs. 1 und 3 des Tiroler Raumordnungsgeset-
zes 1997, LGBl. Nr. 10, in der Fassung der Ge-
setze LGBl. Nr. 28/1997 und 21/1998 wird ver-
ordnet:

Artikel I
Die Verordnung, mit der ein Entwicklungs-

programm betreffend landwirtschaftliche Vor-
rangflächen für die Kleinregion Vorderes Zil-
lertal erlassen wird, LGBl. Nr. 63/1991, zuletzt
geändert durch die Verordnung LGBl. Nr.
41/1996, wird wie folgt geändert:

(1) Die Anlage zu § 1 Abs. 2 wird in der Weise
geändert, dass die in den Anlagen 1 bis 4 zu die-

ser Verordnung dargestellten Teile der Grund-
stücke Nr. 972/3, 972/4, 972/8, 972/9, 972/11,
972/12, 972/15, 973, 974, 981, 1005/1, 1015,
1016/1, 1070/1, 1078/1 und 1083 KG Straß von
der Festlegung als landwirtschaftliche Vor-
rangfläche ausgenommen werden.

(2) Die Anlagen 1 bis 4 werden durch Auf-
legung zur öffentlichen Einsichtnahme bei der
Abteilung Ic des Amtes der Tiroler Landesre-
gierung während der für den Parteienverkehr
bestimmten Amtsstunden verlautbart.

Artikel II
Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des

Tages der Kundmachung in Kraft.

93. Verordnung der Landesregierung vom 23. Juni 1998, mit der das
Entwicklungsprogramm betreffend landwirtschaftliche Vor-
rangflächen für die Kleinregion Vorderes Zillertal geändert wird

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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